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Die geplanten Lohnfonds und Durchschnittslöhne werden überschritten, weil die gesetzlichen Bestim­
mungen über die Entlohnung nicht eingehalten werden. Die Hauptverwaltung Genußmiitel hat das 
Durchschnittsgehalt des technischen Personals — für das nach der Verordnung des Ministerrates vom 
28. Juni 1952 wesentliche Verbesserungen eingetreten waren — im III. Quartal 1952 auf 107,2 °/o gegenüber 
dem Plan erhöht, das Durchschnittsgehalt des kaufmännischen Personals dagegen auf 111,2 °/o, oowohl 
die gesetzlichen Bestimmungen über die Entlohnung des kaufmännischen Personals keinerlei Änderungen 
erfahren haben.

Das Ministerium für Hüttenwesen und Erzbergbau hat in den ersten drei Quartalen des Jahres 1952 die 
Anzahl der Produktionsarbeiter in den Lohngruppen 1 bis 4 von 54,5 °/o der Gesamtzahl auf 38,6 °/o her­
abgesetzt und die Anzahl der Produktionsarbeiter in den Gruppen 5 bis 8 von 45,5 %> auf 61,4 °/o erhöht. 
Die starke Verschiebung nach den oberen Lohngruppen kann nicht durch Veränderungen im techno­
logischen Prozeß und eine entsprechende Entwicklung der Qualifikation der Produktionsarbeiter 
begründet werden. Eine solche Entwicklung steht im Widerspruch zur konsequenten Entlohnung nach 
der Leistung.

Gleiche Tendenzen zeigen sich auch in der Anwendung der Prämienzahlung. Die Prämien sind in vielen 
Fällen durch Fehler in der Durchführung zu einem Bestandteil der tariflichen Entlohnung gemacht 
worden, bei dem die Beziehung zu einer erhöhten Leistung kaum oder überhaupt nicht mehr zu 
erkennen ist.

Die Ministerien, Staatssekretariate und Betriebe unterschätzen den Anreiz, der von der richtigen 
Prämienzahlung ausgeht, und stützen sich nicht darauf im Kampf um die Erfüllung und Übererfüllung 
ihrer Pläne. Im VEB „Großdrehmaschinenbau 7. Oktober“ war mehr als ein Jahr nach ihrer Verkündung 
die Verordnung über die Prämienzahlung für das ingenieurtechnische Personal einschließlich der Meister 
und für das kaufmännische Personal in den volkseigenen und ihnen gleichgestellten Betrieben der 
technischen Intelligenz nicht bekanntgegeben und erläutert worden.

Die Leitungen der Verwaltungen und Betriebe organisieren die Entlohnung nicht nach den Erforder­
nissen der Planerfüllung, d. h. der Steigerung der Arbeitsproduktivität, der Qualifizierung der Arbeits­
kräfte und der Lenkung ihres Einsatzes in der Produktion. Sie wenden das Prinzip der Entlohnung 
nach der Leistung nicht konsequent an und verbrauchen dadurch größere Lohnsummen, als in den Plänen 
vorgesehen sind.

Die Hauptverwaltung Schiffbau hat im ersten Halbjahr 1952 nur 92,4 °/o der geplanten Arbeitspro­
duktivität erreicht, die Durchschnittslöhne aber um 2,6 °/o überschritten und dadurch den Lohnanteil von 
50,2 % auf 56,1 ®/o erhöht. Die Hauptverwaltung Steine und Erden erhöhte den Lohnantei! von 40,4 °/o auf 
42,7 % durch die Überschreitung der Durchschnittslöhne um 1,5 °/o bei einem Stand der Arbeitspro­
duktivität von 95,2 °/o des Planes.

Das augenblickliche System der Kontrolle durch die Organe der Arbeits- und Finanzverwaltung hat sich 
als unzureichend erwiesen, um die Überschreitung der geplanten Lohnfonds zu verhindern und die 
Leitungen der Verwaltungen und Betriebe zu einer richtigen Verwendung der ihnen für die Lohn­
zahlung zur Verfügung stehenden Mittel zu zwingen.

Die Leiter der Betriebe der sozialistischen Wirtschaft haben die falsche Gewohnheit entwickelt, un­
gedeckte Kredite für Lohnzahlungen zu verlangen. Die Deutsche Notenbank hat diesem Ersuchen häufig 
nachgegeben und damit nicht genügend die Aufmerksamkeit der leitenden Wirtschaftsfunktionäre auf 
ihre Verpflichtungen hingelenkt, die zur Lohnzahlung erforderlichen Mittel in den Betrieben selbst zu 
erwirtschaften.

Zur Sickerung der Durchführung des Volkswirtschaftsplanes 1953, zur Durchführung des Sparsam­
keitsregimes und zur Herstellung einer strengen Ordnung in den Fragen der Entlohnung beschließt der 
Ministerrat daher folgende Maßnahmen zur Verbesserung der Verwendung und Abrechnung der Lohn­
fonds in den Betrieben der sozialistischen Wirtsdiaft: 1

1. Die Minister und Staatssekretäre, die Leiter der 
Hauptverwaltungen sowie die Vorsitzenden der 
Räte der Bezirke und der Kreise sind dafür ver­
antwortlich, daß
a) die Aufteilung der Lohnsummen auf die 

ihnen unterstehenden Verwaltungen und 
Betriebe in absoluter Übereinstimmung mit 
den in den Arbeitskräfteplänen bestätigten 
Lohnfonds erfolgt;

b) von den Betriebsleitungen keine Erhöhung 
der festgelegten Lohnfonds vorgenommen 
wird;

c) die unter Buchstaben a und b festgelegten 
Grundsätze nicht durch die von der Deut­
schen Notenbank zugelassenen Bargeld­
kompensationen umgangen werden.

2. Die Staatliche Plankommission wird verpflich­
tet, die Ministerien, Staatssekretariate und Be­
zirke und Kreise bei der Aufteilung der Lohn­
fonds schärfstens zu kontrollieren.

3. Die Deutsche Notenbank wird beauftragt, die 
erforderlichen Maßnahmen vorzubereiten, um 
in der weiteren Entwicklung den Bargeldum­
satzplan auf der Grundlage der bestätigten


